Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 8. — 


(Nr. 7796.) Geſetz, betreffend einige Abänderungen der Wegegeſetzgebung in der Provinz 
Hannover. Vom 5. März 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen re 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für die Provinz Hannover, was folgt: 


ER 
Das Geſetz vom 13. März 1855., betreffend die Gemeindewege und Land⸗ 
ſtraßen (Geſetz⸗Samml. für das Königreich Hannover, Jahrgang 1855. S. 67.), 
ſowie die in deſſen Ausführung erlaſſene Verordnung von demſelben Tage (ebenda 
S. 68.) treten hiermit außer Kraft. 


$. 2. 

Die in den $$. 14. 30. 32. 63. 69. 74. und 80. des Geſetzes über Ge⸗ 
meindewege und Landſtraßen vom 28. Juli 1851. (ebenda, Jahrgang 1851. 
S. 142.) vorgeſehene, durch das Geſetz vom 13. März 1855. ſuspendirte Mit⸗ 
wirt. der Landſchaften wird hierdurch definitiv an 

8 tritt jedoch an die Stelle der in den $$. 14., Alinea 2. und 3., 30. 
32. und 80. daſelbſt vorgeſchriebenen Zuſtimmung beziehungsweiſe Anhörung der 
Landſchaft die Zuſtimmung beziehungsweiſe Anhörung des Provinziallandtages. 


$. 3. 
Die neue Einführung von Wegeabgaben auf Gemeindewegen und Land⸗ 


1 en ſoll auch ferner gegen den Wunſch derjenigen Gemeinden oder Wegever⸗ 
nde, zu deren Gunſten dieſelbe ſtattfinden würde, nicht geſchehen. 


$. 4. 
Die durch dieſes Geſetz dem Provinziallandtage übertragenen Befugniſſe 
Jahrgang 1871. (Nr. 7796-7797.) 20 wer- 


Ausgegeben zu Berlin den 1. April 1871. 


werden, wenn dieſer nicht versammelt iſt, dur 
Ausſchuß wahrgenommen. \ 8 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfehrift und beigedrucktem | 
Königlichen Inſiegel. | 
Gegeben Hauptquartier Verſailles, den 5. März 1871. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. 


(Nr. 7797.) Geſetz, betreffend den Bau einer Eiſenbahn von Hanau nach Offenbach, die 
Herſtellung einer Verbindungskurve zwiſchen der Frankfurt- Offenbacher 
und Main⸗Neckar Bahn, die Anlage eines zweiten Geleiſes auf einer 
Strecke der Frankfurt- Offenbacher Eiſenbahn und den Ankauf des Groß- 
herzoglich Heſſiſchen Theils dieſer Bahn, ſowie die Vermehrung des Be- 
triebsmaterials der Staatsbahnen. Vom 8. März 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
ft mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
olgt: 

Sl; 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ift ermächtigt, 
für Rechnung des Staats eine Eifenbahn von Hanau nach Offenbach, eine Ver⸗ 
bindungskurve von der Station Sachſenhauſen der Frankfurt: Offenbacher Eiſen⸗ 
bahn in ſüdlicher Richtung nach der Main⸗Neckar Bahn, nebſt den erforderlichen 
Bahnhofsanlagen herzuſtellen, die Frankfurt⸗Offenbacher Eiſenbahn auf der Strecke 
von Offenbach bis zur Abzweigung der Kurve mit einem zweiten Geleiſe verſehen 
zu laſſen und den Großherzoglich Heſſiſchen Theil diefer Bahn anzukaufen. Der 
Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten iſt ferner ermächtigt, das 
Betriebsmaterial der Staatsbahnen angemeſſen zu vermehren. 


RE $. 2. 
Der 8 erforderliche Geldbedarf iſt bis zur Höhe von 4,000,000 Thalern 
im Wege des Kredits flüſſig zu machen, und ſind zu dieſem Zwecke Verſchrei⸗ 
bungen der konſolidirten Staatsanleihe (Geſetz vom 19. Dezember 1869., Geſetz⸗ 
Samml. S. 1197.) in dem Nominalbetrage, wie er zur Beſchaffung jener Summe 
nöthig ſein wird, auszugeben, und zwar bis zur Hälfte dieſer Summe im Jahre 
1871., der Reſt des Bedarfs im Jahre 1872. Durch welche Stelle, in 115 
N 5 


. 


0,000 Thalern und zu welchen 


$. 3. 
Jede Verfügung der Staatsregierung über die im $. 1. bezeichneten Eiſen⸗ 
bahnen reſp. Eiſenbahntheile durch Veräußerung bedarf zu ihrer Rechtsgültigkeit 
der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages. 


. 4. 


„Die Ausführung dieſes Geſetzes wird dem Miniſter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten und dem Finanzminiſter übertragen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. . 


Gegeben Hauptquartier Ferrières, den 8. März 1871. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. 


(Nr. 7798.) Geſetz, betreffend das Expropriationsverfahren in der Provinz Hannover und 
im Gebiete der vormals freien Stadt Frankfurt a. M. Vom 12. März 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


— „mit Zuftimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
olgt: n 


GE: 

Die im F. 35. des Landes verfaſſungsgeſetzes für das vormalige Königreich 
Hannover vom 6. Auguſt 1840. (Hannoverſche Geſetz-Samml. S. 141.) vor- 
gelebene Obliegenheit des Staatsrathes bei dem Verfahren über zwangsweiſe 

btretungen wird Unſerem Staatsminiſterium übertragen. 


$. 2. 
An die Stelle des $. 3. des Geſetzes vom 8. Juni 1866., betreffend die 
gezwungene Abtretung von unbeweglichem Eigenthum im Gebiete der vormals 
(Nr. 7977798.) 20* freien 


r 


Eine ſolche gezwungene Abtretung kann nur durch gerichtliches Erkenntniß 
in Folge eines Königlichen Erlaſſes verfügt werden, welcher das Expro⸗ 
priationsgeſetz auf alle bei dem fraglichen Unternehmen vorkommende 
Entäußerungen für anwendbar erklärt. | 

| Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 

Königlichen Inſiegel. , | 
Gegeben Hauptquartier Ferrieres, den 12. März 1871. 


d. S) Wülbelm. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
a Leonhardt. Camphauſen. ö 


— 


(Nr. 7799.) 
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ee 


(Nr. 7799.) Geſetz, betreffend die Aufhebung des F. 643. des zweiten Titels, zweiten 
Theiles des Allgemeinen Landrechts. Vom 14. März 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen . 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


Einziger Paragraph. 


Der $. 643. Titel 2. Theil II. des Allgemeinen Landrechts wird hier⸗ 
durch aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Hauptquartier Nancy, den 14. März 1871. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. 


(Nr. 77997801.) Mr. 7800.) 


en 


(Nr. 7800.) Allerhöchſter Erlaß vom 22. März 1871., betreffend die Stiftung eines Ver⸗ 
dienſtkreuzes für Frauen und Jungfrauen. 


Indem Ich der großartigen, opferfreudigen Thätigkeit, welche die Frauen und 
Jungfrauen des geſammten Deutſchlands dem Wohle der Kämpfenden und deren 
Angehörigen gewidmet haben und noch widmen, Meine volle Anerkennung zolle, 
fühle Ich Mich gedrungen, hervorragenden Verdienſten auf dieſem ſegensreichen 
Felde durch ein gemeinſames Zeichen die Dankbarkeit des Vaterlandes zu ſichern. 
Der Luiſen⸗Orden vermag dieſem Zwecke nicht zu dienen. Nach den Statuten 
darf die Verleihung der vor allem in Betracht kommenden erſten Abtheilung 
deſſelben nur in der geringen, zur Zeit ohnehin erfüllten Zahl von Einhundert 
erfolgen; überdies ſind beide Abtheilungen jenes Ordens auf Angehörige der 
Preußiſchen Monarchie beſchränkt. Zur Erreichung Meiner Intention iſt dem⸗ 
nach die Stiftung eines beſonderen Ordens unerläßlich. In ſolcher Erwägung 
habe Ich die Mir vom Staatsminiſterium vorgelegte Urkunde über die Stiftung 
des Verdienſtkreuzes für Frauen und Jungfrauen vollzogen und veranlaſſe das 
Staatsminiſterium, dieſen Erlaß zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 22. März 1871. 
Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 7801.) Urkunde über die Stiftung des Verdienſtkreuzes für Frauen und Jungfrauen. 
i Vom 22. März 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen m. 


haben in Anerkennung der unermüdlichen und ſegensreichen Opferwilligkeit, mit 
welcher in dem nunmehr ehrenvoll beendeten Kriege für des Vaterlandes Ehre 
und Selbſtſtändigkeit Deutſchlands Frauen und Jungfrauen für das Wohl der 
Kämpfenden und deren Angehörigen gewirkt haben und noch fortwährend wirken, 
die Stiftung eines „Verdienſtkreuzes“ für Frauen und Jungfrauen, die ſolcher⸗ 
geſtalt um das Vaterland ſich verdient gemacht haben, beſchloſſen und verordnen 
zur Ausführung dieſes Unſeres Beſchluſſes, was folgt: 
1) Das Verdienſtkreuz wird von Uns, auf den Vorſchlag Ihrer Majeſtät 
der Königin, Unſerer Gemahlin, zu ehrender Anerkennung der Verdienſte 


von Frauen und Jungfrauen verliehen, welche durch Pflege der im 
beendeten Kriege gegen Frankreich Verwundeten und Erkrankten, oder 


durch anderweitige Thätigkeit für das Wohl der Kämpfenden und deren 


Angehörigen ſich ausgezeichnet haben. 
5 2) Das 


ET 2 Be — * ze — — 
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it. Daſſelbe ift ferner auf dei te in der Mitte ail Auer d 
Unſerer Königlichen Gemahlin Namenszuge, in der oberen Spitze des 
Mittelbalkens mit der Königlichen Krone, in ſeiner 8 


8 N unteren Spitze mit . 
* der Zahl 1870/71 verſehen und wird an einem weißen, ſchwarzgern. 
F derten Seidenbande mit gleicher Schleife und ſilbernem Ringe auf de 
8 linken Bruſt getragen. f 5 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem r 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 22. März 1871. N SB 
LS) Wilen. 
FBirſt v. Bismarck. v. Roon. Gr. v. Itenpliz, v. Mühler. 
v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. 3 
= . 
5 
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(Nr. 7802.) Allerhöchſter Erlaß vom 23. Februar 1871., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde- 
Chauſſee von Waltrop, im Kreiſe Recklinghauſen, Regierungsbezirks 
Münfter, bis zur Gemeindegrenze in der Richtung auf Mengede, im 
Kreiſe Dortmund, Regierungsbezirks Arnsberg. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom 8 Tage den Bau einer Ge- 
meinde - Chauffee von Waltrop, im Kreiſe Recklinghauſen, Regierungsbezirks 
Münſter, bis zur Gemeindegrenze in der Richtung auf Mengede, im Kreiſe 
Dortmund, Regierungsbezirks Arnsberg, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch 
der Gemeinde Waltrop das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erfor⸗ 
derlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und 
Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich der 
genannten Gemeinde beziehungsweiſe dem Kreiſe Recklinghauſen gegen Uebernahme 
der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung 
des Chauffeegelbes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedes- 
mal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffen⸗ 
den zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats ⸗Chauſſeen 
von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſee⸗ 
eld Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten 3 wegen der 
hauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Hauptquartier Verſailles, den 23. Februar 1871. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


a ee 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


